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Der Geſetzentwurf über den Berwaltungsgerichtshof. 
u II. 


Zu dem Begriffe der Verwaltungsgerichtsbarkett vereinen ſich 
zwei Merkmale, und zwar zunächſt der Gegenſtand derſelben und ſo⸗ 
dann die Art und Weiſe der Geltendmachung der den Gegenſtand 


der Verwaltungsgerichtsbarkeit bildenden Rechtsſätze, d. h. die Ver⸗ 


waltungsgerichtsbarkeit iſt nichts anderes, als eine beſondere Art und 
Weiſe der Geltendmachung einer Art von Rechtsſätzen. Wenn daher 
die Frage nach den Grundlagen des verliegenden Entwurfes entſteht, 
fo wird fie in den bezeichneten zwei Richtungen zu beantworten ſein '). 

Der Gegenſtand der Verwaltungsgerichtsbarkeit, die Art des 
Rechts, für deſſen Geltendmachung der Verwaltungsgerichtshof errich⸗ 
tet werden ſoll, findet die Beftimmung in dem Artikel 15 des Ge⸗ 
ſetzes über die richterliche Gewalt vom 21 December 1867, R. G. 
Bl. Nr. 144 und in den $$ 2 und 3 des Er twurfes. 


Der erſtere beſtimmt, auf ſeinem ſehr unklaren Standpunkt ge⸗ 
We Ideen und Ausdrucksweiſen (Gueiſt) in dem erſten 
Abſaße: 

„In allen Fällen, wo eine Verwaltungsbehörde nach den be⸗ 
ſtehenden oder künftig zu erlaſſenden Geſetzen über einander wider⸗ 
ſtreit nde Anſprüche von Privatperſonen zu entſcheiden hat, ſteht es 
dem durch dieſe Entſcheidung in ſeinen Privatrechten Benachtheiligten 
frei, Abhilfe gegen die andere Partei im ordentlichen Rechtswege zu 
ſuchen“. Hierauf fetzt dieſer Artikel als Gegenſtard der Verwallungs⸗ 
gerichtsbarkeit feſt: „wenn außerdem Jemand behauptet, durch eine 
Entſcheidung oder Verfügung einer Verwaltungsbehörde in ſeinen 
Rechten verletzt zu ſein l. 


Der § 2 des E dagegen jagt: „der Verwaltungsgerichtshof hat in 


allen Fällen zu erkennen, in denen Jemand durch eine geſetzwidrige 


) Da der Schwerpunkt des Prineipes der Verwaltungsgeri ttskarkeit in dem 
Gegenſtande derſelben liegt, wird es im Nachſtehenden dort wo das Princip in ſeiner 
Einheit hervorgehoben werden muß, ncht möglich ſein, nicht zugleich auch inſoweit 
die Geltendmachung zu berühren. 


Entſcheidung oder Verfügung einer Verwaltungsbehörde in ſeinen 
Rechten verletzt zu ſein behauptet“. 

Der § 3 jedoch nimmt hierauf unter neun Punkten eine Reihe 
von Angelegenheiten von der Zuſtändigkett des Verwaltungsgerichts⸗ 
hofes wieder aus. 

Bei einer Vergleichung zwiſchen der Beſtimmung des Staats⸗ 
grundgeſetzes und des E. ad oculos ergibt ſich hienach, daß in der 
Diction des E. das Wörtchen „außerdem“, beſſer der Inhalt des⸗ 
felben fehlt und das Wörtchen „geſetzwidrig“ hinzutritt, mit welch' 
letzterem wir uns erſt fpäter näher beſchäftigen werden. Das Wört⸗ 
chen außerdem iſt jedoch ſofort sub a des $ 3 reſtituirt, indem dieſer 
Punkt Angelegenheiten, welche auf den ordentlichen Rechtsweg gehören, 
von der Zuſtändigkeit des Verwaltungsgerichtshofes ausnimmt, der In⸗ 
halt des Wörtchens außerdem aber eben durch den erſten Abſatz des 
Artikels 15 dem ordentlichen Rechtswege zugewieſen wurde. 

Da aber unter acht weiteren Punkten, und eventuell durch den 
§ 49 des E. („Die Zuſtändigkeit des Verwaltungsgerichtshofes in 
Polizei⸗Strafſachen wird im Zuſammenhange mit der Polizei⸗Straf⸗ 
geſetzgebung geregelt“) weitere, keineswegs geringfügige Exemtionen 
feſtgeſetzt werden, ſo iſt die Zuſtändigkeit des Verwaltungsgerichtshofes 
nach dem Entwurfe eine dem Umfange nach geringere als nach dem 
Artikel 15 und daher der Entwurf nur eine partielle Ausfüh⸗ 
rung des Staatsgrundgeſetzes. 


Wenn nun ſchon eine Auf- und Abtheilung des Gebietes des 
öffentlichen Rechtes nach Sachen und verſchiedenen formalen Merk 
malen, welche keineswegs nur als einzelne Ausnahmen gegenüber 
Einem durchgreifenden, nicht nach Sachen theilenden Principe er⸗ 
ſcheinen, als Grundlage der Verwaltungsgerichtsbarkeit angenommen 
wurde, jo muß bei dieſer Sachlage der Vorgang, daß der Entwurf 
in taxativ ausführender Weiſe nur das anführt, was nicht Gegen⸗ 
ſtand des Verwaltungsgerichtshokes iſt, getadelt werden. Denn dieſer 
Vorgang erregt nicht nur den Verdacht als wollte der Schein einer 
gänzlichen Durchführung des Staatsgrundgeſetzes gewahrt werden, 
ſo wie der Schein der Einführung einer vollen und ganzen 
Verwaltungsgerichtsbarkeit wenigſtens dem Umfange nach, während 
doch das in der unſchuldigen Form von Ausnahmen umgrenzte Ge⸗ 
biet eine weſentliche Verkümmerung der Verwaltungsgerichtsbarkeit iu 
ſich ſchlteßt; ein folcher Vorgang muß auch vom geſegzgeberiſchen 
Standpunkte verworfen werden. 

Schon die poſitive Feſtſetzung des § 2 leidet an Unklarheit weil 
das Merkmal welches hienach berechtigt, an den Verwaltungsgerichts⸗ 
hof zu gehen, nicht ſcharf genug gefaßt iſt, aber wen igſtens wäre hier 
bei der Frage nach dem materiellen Rechtsgebiete der Verwaltungs⸗ 
gerichtsbarkeit die Antwort von vornherein eine beſtimmte. Durch 
die nach verſchiedenen, materiellen und formellen Principien feſtgeſetzten 
einſchneidenden Ausnahmen des § 3 jedoch, welche ſelbſt in ihrer 
Feſtſetzung theilweiſe unklar ſind, wird die Beſtimmung des Gegen⸗ 
ſtandes der Verwaltungsgerichtsbarkeit eine äußerſt unklare und unbe⸗ 
ſtimmte. 


Ehe wir nun daran gehen aus den Beſtimmungen des E. und 
bez. des Art. 15 den principiellen Kern herauszulöſen, möge in 
Kürze erörtert werden, wie dieſe Frage in der Theorie und poſitiven 
Geſetzgebung bisher beantwortet iſt. 

In der Theorie haben wir, wie bereits im I. Artikel angedeutet 
wurde, eine privatrechtliche Auffaſſung von der öffentlich⸗ rechtlichen 
zu unterſcheiden Die privatrechtliche Auffaſſung geht ſelbſtver⸗ 
ſtändlich von dem Rechte des Einzelnen aus. Auf dem Gebiete 
des öffentlichen Rechtes find hienach Gegenſtand der Judicatur der Ge⸗ 
richte Verletzungen von Rechten des Einzelnen und Eingriffe in die⸗ 
ſelben durch und von Seite der Verwaltungsbehörden, d. h. Gegen⸗ 
ſtand der Verwaltungsgerichtsbarkeit iſt nach dieſer Anſchauung ein. 
eiviliſtiſch conſtruirter Streit zwiſchen dem Einzelnen und der Ver⸗ 
waltungsbehörde, weil der Erſtere behauptet, daß die Letztere ſein 
Recht verletzt habe, und daher gegen fie die civil gedachte actio 
erhebt. 

Einzelner und Verwaltungsbehörde erſch einen als die beiden 
Streittheile dieſes privatrechtlich conſtruirten Streites, bei dem jedoch 
die Eigenthümlichkeit hervortritt, daß die Verwaltungsbehörde jederzeit 
als Geklagter daſteht, weil ſie ihre eigene Rechtsſphäre vermöge der 
großen ihr zu Gebote ſtehenden Macht ſelbſt in wirkſamſter Weiſe 
Ihügen könne. Mit der Fiction der Verwaltungsbehörde beziehungs⸗ 
weiſe der Staatsgewalt als Streittheil fing die Juriſterei an, ſich 
erſt wohl zu fühlen. Aber nicht nur die Fiction der juriſtiſchen Per⸗ 
fon, wie Brinz vergleicht (Pandekten. Erlangen, 1857, S. 11), nein, 
die juriſtiſchen Fictionen ſammt und ſonders, haben für uns das An⸗ 
ſehen von Vogelſcheuchen, und muß denn einmal fingirt werden, ſo 
bleibe man damit auf dem Gebiete des Privatrechts, wage ſich aber 
nicht auf das Gebiet des öffentlichen Rechts, deſſen lebensvolle Wogen 
bald jede Fiction hinwegſpülen. 5 

Der übrige juriſtiſche Hausrath war nun bald beigeſchafft, die 
Rechtsſphäre, die Rechtstitel und mit denſelben die gegenſeitigen 
Rechte und Verbindlichkeiten. „Recht und Geſetz bilden für die Re⸗ 
gierungsgewalt nur die äußere Schranke“ (Oberapp llationsrath 
Dr. Bähr, der Rechtsſtaat, Kaſſel 1864), alſo die Grenzlinie für 
die Rechtsſphäre der Staatsgewalt und der Einzelnen. Als Rechtstitel 
trat auch der Staatsvertrag auf, aus dieſem entſpringt das Subjec⸗ 
tionsverhältniß der Unterthanen, aus dieſem Verbindlichkeiten gegen die 
Staatsgewalt, den Verbindlichkeiten entſprechen folgerichtig Rechte, 
hiezu treten die Grundrechte, Standes⸗ und Corporationsrechte 
der Einzelnen, ſo v. Pfizer; oder es war eine andere Rechtsſphäre 
mit den durch ſie umſchriebenen Rechten, welche der Rechtsſphäre der 


Staatsgewalt gegenüber ſtand, ſo der Begriff des Genoſſenſchaftsrechts 


nach Bähr, ſo daß die einzelnen Klagfundamente: Verletzungen ge⸗ 
noſſenſchaftlicher Rechte, als eine Reihe von Beſchränkungen und dem⸗ 
gemäß Eingriffen in jene Rechtsſphäre und dieſe Rechte erſcheinen. 

Dieſe privatrechtliche Theorie beruht auf der Anſchauung, daß 
nur der Richter, ſpeciell der Privatrechts⸗ und Strafrechtsrichter nach 
Recht und Geſeß erkenne, dagegen die Adminiſtrativrebͤrden nach den 
Grund ſätzen der gemeinen Wohlfahrt, der Zweckmäßigkeit und dem 
dadurch gelriteten vernünftigen Ermeſſen handeln, daß im Grunde 
genommen bei ihrer Thätigkeit von einem Rechte gar nicht die Rede 
fein könne. Sagt doch der Staatsrechtslehrer Zachar is, es ſei wder- 
finnig nach Rechtsgrundſätzen verwalten zu wollen, und das obige 
Citat ſpricht nur von einer äußeren Schranke einer mehr oder weni⸗ 
ger freien Thätigkeit. Es handelt ſich nach dieſer Auſchauung nur 
darum, die Rechte des Einzelnen vor dieſer Willkür der Admini⸗ 
ſtratiobehörden dadurch zu ſchuͤtzen, daß man ihnen das Recht gewährt, 
die böſe, rechtloſe Adminiſtrativbehörde bei der Gerechtigkeit, dem Ge⸗ 
richte zu „verklagen“. 

Die eine, hoffentlich bald gänzlich überwundene Richtung in der 
privatrechtlichen Auffaſſung, (fo noch Bähr in dem oben eitirten Werke) 
weist die Verwaltungsgerichtsbarkeit einfach den ordentlichea G rich⸗ 
ten zu. An dieſe Richtung ſchließt ſich der alte Streit über die 
U terſcheidung von Juſtiz⸗ und Adminiſtrativſachen, welcher „eine vol⸗ 
ſtändige Bibliothek von Schriften bervorgerufen hat“, eng an. Stein 
ſagt hievon, daß es abſolut falſch ſei einen ſolchen Unterſchied als 
Grundlage des Rechts durchführen zu wollen 

Abgeſehen hievon iſt dieſer Streit, auf den fo viel Geiſt auf⸗ 
gewendet wurde, auch deßhalb ſo unfruchtbar geblieben, daß „Theore⸗ 
tiker erſten Ranges, wie Zachariä, geradezu an einer Klarheit über das 
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Reſultat verzweifelt ſind“, weil der ſich mehr und mehr aufdrängende 
große Umfang und die beſondere Natur der Verwaltungsgerichtsbar⸗ 
keit und die Abſicht alle öffentlich = rechtlichen Juſti.ſachen den ordent⸗ 
5 75 Gerichten zuzuweiſen, in einem gar zu grellem Widerſpruche 
and. 

Auf dieſem Standpunkte ſteht auch noch der Verfaſſer der Ab⸗ 
handlung „zur Frage der ſogenannten Adminiſtrativjuſtiz“ im 18. Jahr⸗ 
gange der Tübinger Zeitſchrift für die geſammte Staatswiſſenſchaft 
(1862) SS. 719 — 761, deſſen then:et ſches Schlußergebniß als 
ein äußerſt beſcheidenes bezeichnet werden muß. 

Obwohl dieſe Unterſcheidung als das erſte vorlaufende Stadium 
der privatrechtlichen Conſtruetion der Verwaltunzsgerichtsbarkeit be⸗ 
zeichnet werden kann, ſo war doch auf dem Standpunkte derſelben 
von einer eigentlichen (privatrechtlich oder „öffentlich = rechtlich con: 
ſtruirten) Verwaltungsgerichtsbarkeit noch gar nicht die Rede. 
Daher und weil auch der vorliegende Entwurf auf dem Standpunkte 
der Verwaltungsgerichtsbarkeit ſteht, tritt dieſer Streit für uns in den 
Hintergrund. Für uns ſteht die Sache im Gegenſatze zu der jenem 
Streite zu Grunde liegenden Fragenſtellung vielmehr ſo, was iſt 
Privat⸗ (Straf) rechtens und was öffentlichen Rechtens, und unter 
der Vorausſetzung, daß dies für die Verwaltungsgerichtsbarkeit un⸗ 
mittelbar nicht zu beantworten iſt, was iſt innerhalb des öffentlichen 
Rechtes, der Verwaltung, Gegenſtand der Verwaltungsgerichtsbarkeit; 
darin liegt zwar noch keine Löſung, aber eine Vereinfachung, welche 
erſt die Löſung ermöglicht. Uns berübrt ſonach obige Frage nur mittelbar. 

Innerhalb der privatrechtlichen Auffaſſung tritt jedoch bereits 
eine andere Richtung auf, welche die in Rede ſtehenden Klagen beſon⸗ 
deren Gerichten zuweist Hiefür ſpricht in überzeugender Weiſe ſchon 
von Pfizer. Den Grund für dieſe Trennung fand man jedoch nicht 
von vornherein und ausſchließlich in der Weſenheit und Natur der 
Sache, ſondern vorwiegend in Zweckmäßigkeitsrückſichten einer tech⸗ 
niſchen Arbeitstheilung — auch hervorgehoben von Schäffle in der 
Tübinger Zeitſchrift (27. Jahrgang, 1871) — verbunden mit ſpär⸗ 
lichen abgedrungenen Modificationen in der Art der Geltendmachung. 

Die privatrechtliche Auffaſſung wird ſowohl von Gneiſt als 
Stein verurtheilt. Von Gneifk nicht nur durch die ganze Wucht feiner 
Gelehrtenthätigkeit, ſondern dieſer Gelehrte, der den lebensfriſchen 
Contact mit den poſitiven Rechtsgebilden nie aufgibt, ſagt gerade 
heraus in feinem Rechtsſtagte, S. 157: „Dieſe privatiſirende Auf⸗ 
faſſung von der Rechtsſprechung hat unſer altes Staatsweſen gelähmt 
und zerſplittert“. Die Verurtheilung dieſer Auffaſſung durch Stein, 
welchen Gneiſt als Antipoden der privatrechtliche Conſtruction bezeick⸗ 
net, liegt nicht nur in manch' treffendem Worte dieſes Verwaltungs⸗ 
rechtsgelehrten, ſondern wir werden ſie ſofort am klarſten erſehen, 
wenn wir weiter unten das poſitive Princip betrachten, welches er 
für die Rechtsſprechung über das öffentliche Recht aufſtellt. 

Der privatrechtlichen Auffaſſung ſteht die öffentlich-recht⸗ 
liche Auffaſſung der Berwaltungsjurisdfetion entgegen. Sie nimmt 
nicht ihren Ausgangspunkt von dem Rechte des Einzelnen, wie jene; 
fie ſchlagt den entgegengeſetzten Weg ein. Sie geht von der Anſicht 
aus, daß die vollziehende Gewalt, die Staatsgewalt das Recht will, 
daß daher dort, wo in ihrer von vornherein nur rechtlichen Thätig⸗ 
keit aus Irrthum dieſem Willen nicht voll entſprochen wird, auch 
dem Einzelnen, der durch einen mit dieſem Willen nicht übereinſtim⸗ 
menden Act geſchädigt wird, es offen ſtehe die Mittel zu ergreifen, 
daß ihm gegenüber dieſem Willen entſprochen werde. Wir haben das 
Wörtchen „auch“ beigeſetzt, weil dieſe Befugniß des Einzelnen nur 
eine ſinguläre und ineidente Conſequenz des allgemeinen Grundſatzes, 
daß auch die Verwaltung nur das Recht will, und nur eine der Con⸗ 
trolen iſt, daß dieſer Wille zum vollen Ausdrucke gelange. 

Von dieſem Standpunkte der weiteſtgehenden öffentlich⸗rechtlichen 
und daher richtigſten Auffaſſung der Verwaltungsgerichtsbarkeit iſt der 
Gegenſtand der Verwaltungsgerichtsbarkeit nicht mehr ein eng begrenz⸗ 
ter, nicht mehr ein nach Sachen oder verſchiedenen formellen Merk⸗ 
malen, wie nach Rechtsſphären ab⸗ und aufgetheilter, ſondern er 
erſtreckt ſich auf das ganze materielle Gebiet des öffentlichen Rechtes 
als des Verwaltungsrechts (der Verwaltung) und entnimmt ſeine Be⸗ 
grenzung nur mehr einem formellen Kriterton, und das iſt das was 
wir dem Gegenſtande (noch nicht der Geltendmachung) nach eine 
volle und ganze Verwaltungsgerichtsbarkeit nennen können. In dieſem 
Sinne ſagt Stein ſehr ſcharf, „daß es dem Weſen der Sache nach 
gar keine Juſtiz⸗ und Adminiſtrativſachen gibt, ſondern daß jede 
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„Sache“ je nach dem Verhältniß zu Geſetz oder Verordnung jowohl | Vermögen des Individuums, der Familie, der Genoſſenſchaft und der 


Juſtiz⸗ als Adminiſtrativſache fein, d. h. wiſſenſchaftlich ausgedrückt 
„Gegenſtand einer Klage oder einer Beſchwerde werden kann“ und 
Gneiſt bemerkt mit einem Anflug von Hohn „ob man nun aber 40 
oder 100 oder noch mehr Klagefälle dieſer Art aufzählt — man wird 
das Bedürfniß der Rechtsſprechung mit dieſer Aufzählung nicht 
erſchöpfen“ ). ER 

Dieſes formelle Kriterion ift bei Stein die Sachlegitimation 
des Einzelnen, welche dadurch entſteht, daß ineidenter fein Recht oder 
Intereſſe berührt wird. Die Lehre Stein's geht nämlich dahin, daß 
der im Geſetze ausgeſprochene Wille mit dem in der Verordnung aus⸗ 
geſprochenen Willen übereinſtimmen müſſe, und daß weiter der Wille 
in der vollziehenden Gewalt, mag er in einer allgemeinen oder ein⸗ 
zelnen Verordnung, in einer Verfügung oder in einer vollziehenden 
einzelnen Handlung zum Ausdrucke gelangen, mit ſich ſelbſt überein⸗ 
ſtimmen müſſe. Wo dies nicht der Fall iſt, beſteht nicht mehr der 
rechtmäßige Zuſtand, und es hat auch der Einzelne, deſſen Recht oder 
Intereſſe ein ſolcher Widerſpruch berührt, das Recht auf deſſen Be⸗ 
ſeitigung zu dringen, ſoweit er eben ſein Recht oder Intereſſe berührt. 

In dem Falle, in welchem Geſez und Verordnung im Wider⸗ 
ſpruche ſtehen, ſteht ihm die Klage bei dem Gerichte offen, hier be- 
bauptet daher der Einzelne gar nicht eine Verletzung durch die die 
V. rord nung vollziehende Berwaltungebehörte, ſondern eine Rechts⸗ 
widrigkeit von Seite des verordnenden Organes, die einzelne Ver⸗ 
fügung oder rollziehen de Handlung iſt nur der Anlaß, um die 
Klage zu erheben, dieſe Klage bezieht ſich daher gar nicht auf die 
concrete Vol ziehung ſondern nur auf die Normgebung. In dem anderen 
Falle dagegen, in welchem Verordnung und Vollziehung der Berord⸗ 
nung im Widerſpruche ſtehen, oder beſſer der allgemeine Wille der 
vollziehenden Gewalt mit dem in einer concreten Verordnung, Ver⸗ 
fügung oder rollziehenden Handlung zum Ausdrucke gelangenden im 
Widerſpruche ſteht, iſt dem Einzelnen, deſſen Intereſſe dadurch berühit 
wird, die Beſchwerde an die biezu berufene Verwaltungsbehörde ge⸗ 
geben. Hier handelt es ſich nicht einmal darum, daß eine beſtimmte 
Verordnung zur Ausführung gelange, ſondern nur darum, daß der 
in concreto zum Ausdruck gelangte Wille nicht gleichzeitig mit dem 
allgemeinen Willen in Widerſpruch ſtehe. Die Haupteentrole hiefür 
muß in der Organiſation der betreffenden Vehörden liegen, nur ſteht 
auch dem Einzelnen, der durch einen ſolchen behaupteten Widerſpruch 
ſein Intereſſe berührt erachtet, frei, die Conſtatirung zu verlangen, ob 
dieſer Wille wirkich übereingeſtimmt habe, eventuell die Beſeitigung 
des entgegenſtehenden ſein Intereſſe berührenden Zuſtandes. Alſo auch 
hier kann der Einzelne von vornherein nicht behaupten, daß die Be⸗ 
hörde, welche ihm gegenüber unmittelbar einen Act vollzogen hat, 
eine Rechtswidrigkeit, geſchweige eine Verletzung begangen habe, weil 
er nicht weiß, ob der mit einer beſtehenden Verordnung im Wider⸗ 
ſpruche ſtehende, in dieſem einzelnen Aete zum Ausdrucke gelangte 
Wille nicht inzwiſchen zum allgemeinen Willen geworden war. Bei 
Stein handelt es ſich immer nur um einen von der höoͤchſten Gewalt 
nicht gewollten Widerſpruch, der in ſeinen Folgen auch das Recht 
oder Intereſſe des Einzelnen rechtswidrig berührt, für den dolus der 
Verletzung läßt Stein ausdrücklich die perſönliche Haftbarkeit des 
Beamten eintreten, eine Sanirung, welche mit der Sache um die es 
ſich hier handelt, nichts zu thun hat. 

Wir glauben hiemit gezeigt zu haben, wie diametral Stein's 
Anſchauung der privatrechtlichen Conſtruction entgegenſteht. 

Auf einem extenſiv und intenſiv noch weiteren Standpunkte 
ſteht Gneiſt. Das ganze Gebiet des öffentlichen Rechtes iſt ihm Ge⸗ 
genſtand der Verwaltungsjurisdietiön, denn das öffentliche Recht nach 
germaniſcher Auffaſſung iſt nach ihm ein erzwingbares, ſtetiges Recht, 
eine Regelung der Staatsgewalt durch bindende Geſetze, und daher 
eo ipso Gegenſtand der Rechtssprechung Daß die höchſte Gewalt 
im Staate jederzeit Recht ertheilen will, nennt Gneiſt eine pr aesumtio, 
juris et de jure, ſollte auch etwa der Landesherr aus Irrthum un⸗ 
geſetzmäßige Befehle gegeben haben. Der Streit, das Contentioſum 
iſt das Eine formelle Kriterion als alleinige Vorausſetzung und Be⸗ 
dingung der Verwaltungsjurisdiction. Die von einem öffentlichen Or⸗ 
gane ausgehenden Anforderungen an die Freiheit der Perſon und das 


) Wir haben oben gezeigt, daß es ſegar ein Fehler des E. iſt, daß er auf 
feinem Staudpunkte nicht aufzählt, oder doch wenigſtens in coneret-poſitiver 
Weiſe das Gebiet der Verwaltungsgerichtsbarkeit bezeichnet. Dies zur Vermeidung 
eines Mißverftändniſſes aus dem Citate. ? 


Commune find nur die nothwendigen Anläſſe, daß der Streit ent⸗ 
ſtehe und hiemit die Wirkſamkeit der Verwaltungsjurisdiction eintrete. 
Der Streit iſt nicht Gegenſtand, ſondern wiederum nur Anlaß, Urſache der 
Thätigkeit der Verwaltungsjurisdiction; Gegenſtand iſt das durch den 
Streit zur Judicatur geſtellte öffentliche Recht. das ſtreitige öffent⸗ 
liche Recht, welchem Gebiete es immer angehören mag. 


(Jortſetzung im nächſten Blatte.) 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Die Entſcheidung der Frage der Gebührenfreiheit gerichtlicher 

Amtshandlungen (z. B. im Falle des $ 28 des Geſetzes vom 

25. Juli 1871, N. G. Bl. Nr. An; gehört zur gerichtlichen Com⸗ 
petenz. 


Auf das Geſuch der Ehegatten A. und C. um Ergänzung des 
Grundbuches durch Eintragung ihrer bisher in keinem öffentlichen 
Buche vorkommenden Buchwaldung in X. wurde von dem Oberlan⸗ 
desgerichte Graz mit Beſchluß vom 19. September 1872, 3. 10.811 
im Sinne des Geſetzes vom 25. Juli 1871, 3. 96 R. G. Bl. das 
Richtigſtellungsverfahren eingeleitet und deſſen Durchführung, ſowie 
die Kundmachung des bezüglichen Edictes dem Bezirksgerichte in 
Fürſtenfeld zugewieſen. Für die dreimalige Einſchaltung dieſes Edictes 
in die Amtsblätter der Grazer⸗Zeitung hat die Adminiſtration des 
Blattes eine Gebühr von 12 fl. 60 kr. angeſprochen, deren Berich⸗ 
tigung das genannte Bezirksgericht mit Beſcheid vom 18. October 
1872, 3. 2926 von den Geſuchſtellern A. und C. forderte. Diefe 
haben jedoch gegen jene Gebührenforderung mit Berufung auf $ 28) 
des obeittrten Geſetzes eine Vorſtellung rechtzeitig eingebracht, welche 
das Bezirksgericht als Recurs dem Oberlandesgerichte vorlegte Allein 
von letzterem wurde die Angelegenheit als ein Adminiſtrativgegenſtand 
angeſehen, daher in Folge Beſchluſſes vom 6. November 1872, 
3. 12674 der ganze Act lediglich dem Oberlandesgerichts⸗Präſidium 
abgetreten, welches mit Erledigung vom 8. Jänner 1873, Z. 8507 
der Vorſtellung keine Folge zu geben fand. — Dagegen haben nun 
die Ehegatten A. und C. eine an den k. k. oberſten Gerichtshof ge⸗ 
richtete Vorſtellung eingebracht, welche von dem Oberlandesgerichts⸗ 
Präſidium an das k. k. Juſtizminiſterium geleitet wurde. Das k. k. 
Juſtizminiſterium hat jedoch den ganzen Verhandlungsact dem oberſten 
Gerichtshof zur weiteren Verfügung mit dem Erſuchen abgetreten, 
den hierüber gefaßten Beſchluß demſelben ſeinerzeit mitzutheilen. 

Der k. k oberſte Gerichtshof nun hat laut Entſcheidung vom 
11. März 1873, 3. 2417 „in Erwägung, daß obgedachte Einſchalt⸗ 
gebühr anläßlich des über das Geſuch der Ehegatten A. und C. um 
Grundbuchsergänzung eingeleiteten gerichtlichen Verfahrens erwachſen 
und daß das Begehren der Geſuchſteller auf Loszählung von jeder 
diesfälligen Gebührenentrichtung auf den § 28 des Geſetzes vom 
25. Juli 1871, 3. 96 R G. Bl. geftügt iſt, in Erwägung alſo, 
daß die Beurtheilung des Rechtstitels dieſes Begehrens ſowie über⸗ 
haupt die Beurtheilung der Fragen, wann und in wie weit für ge⸗ 
richtliche Amtshandlungen oder Vorkehrungen die Gebührenfreiheit 
eintrete, dem adminiſtrativen Wirkungskreis nicht angehören kann, daß 
vielmehr zur Löſung von derlei Fragen mit Anwendung des Geſetzes 
auf die vorkommenden conereten Fälle nur der Richter berufen iſt, in 
ſchließlicher Erwägung, daß bei allen gerichtlichen Entſcheidungen der 
geſetzlich vorgezeichnete Inſtanzenzug genau eingehalten und daß eben 
deßhalb auch die vorliegende Angelegenheit demſelben wieder zugeführt 
werden muß — dem Oberlandesgerichte in Graz unter Behebung 
der obergerichtlichen Erledigung vom 6. November 1872, 3. 12.674 
aufgetragen, über den ganzen diesbezüglichen Verhandlungsget, rück⸗ 
ſichtlich über die Vorſtellung der Eheleute A. und C. neuerlich in 
zweiter Inſtanz mit Uebergehung der Competenzfrage, in der Sache 
ſelbſt zu entſcheiden. a G. 3. 


) Derſelbe lautet: „Die bei der Anlegung, Ergänzung, Wiederherſtellung 
und Aenderung von Grundbüchern vorkommenden Amtshandlungen genießen Stem⸗ 
pel: und Gebührenfre het ; 
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Derordnung. 


Erlaß des Miniſters des Innern vom 3. Mürz 1873, 3. 3434, betreffend die Höhe 
bon Geweindeumlagen auf Spirituoſen und die Unzulaſſigkeit von Gemeindeuulagen 
auf Vermögensübertragungsgebühren. 


Von einem Landtage wurde ein Geſetzentwurf, betreffend die Bewilligung zur 
Einhebung von Gemeindeumlagen beſchloſſen, in welchem auf die Bei illigung 

a. der Einhebung von 15 kr. von jedem Eimer und jedem Grade Spiritus 
und ſpirituoſer Getränke für eine Gemeinde und 

b. der Einhebung eines 10pere. Zuſchlages zu der 3½perc. und 1½pere. 
Aerarialgebühr von Vermögensübertragungen unbeweglicher Sachen für eine andere 
Gemeinde der Antrag geſtellt worden iſt. 

Aus dieſem Anlaſſe finde ich mich einverſtändlich mit dem k. k. F'nanzmini⸗ 
ſter um beſtimmt Eurer . .. zur eigenen Darnachachtung und entſprechenden Ver⸗ 
ſtändigung .. . . Folgendes mitzutheilen: 

Die Gemeindeumlage mit 15 kr. von jedem Eimer und jedem Grade Spiritus 
und ſpirituoſer Getränke, d. i. 15 fl. pr. Eimer Alkohol, iſt zu hoch gegriffen, indem 
fie nicht bloß mit dem Branntweinſteuerſatze von 5 kr. und 1 kr. Zufchlag pr. Eimer 
und Grad Alkohol, ſondern auch mit den Spir tuspreiſen in großem Mißverhältniſſe 
ſteht und die Spiritusprod etion ſchädigen muß, und erſcheint ſomit mit Rückſicht auf 
deren Höhe unſtatthaft. Prineipiell unzuläſſig erſcheint aber ein Gemeindezuſchlag zu 
der 3½ und 1½ pere. Aerarkalgebühr von Vermögensübertragungen unbeweglicher 
Sachen. 

Schon aus Anlaß der von den meiſten Landtagen beſchloſſenen Verlaſſen⸗ 
ſchaftsbeiträge für Schulzwecke hat das k. k. Finanzminiſterium wiederholt das Irra⸗ 
tionelle ſolcher Zuſchläge zu den die Natur einer Vermögensſteuer an ſich tragen⸗ 
den Gebühren hervorgehoben und erblickt in dieſen Verlaſſenſchaftsbeiträgen zu Schul⸗ 
zwecken ein ganz erceptionelles, lediglich durch die bedeutende Höhe des den Gemein⸗ 
den und Ländern zufallenden Mehraufwandes für Schulzwecke und durch die gleich⸗ 
zeitige Aufhebung der früher beſtandenen analogen Normalſchulfondsbeiträge zu 
rechtfertigendes Zugeſtändniß zumal die Vermögensübertragungs⸗Gebühren leicht 
eine Höhe und provinzielle, ja locale Verſchiedenheit erreichen könnten, welche die ſeit 
Langem angeſtrebte, auf die thunlichſte Herabſetzung und Vereinfachung der Staats⸗ 
gebühren gerichtete Reform der einſchlägigen Geſetzgebung geradezu unmöglich machen 
würde. Gegen den angeregten Zuſchlag zu den 3½perc. und 1½ßperc. Gebühren 
ſpricht aber noch der weitere ſehr wichtige Umſtand, daß durch denſelben einleitig nur 
der gegenüber dem beweglichen Vermögen ohnehin unverhült zißmäßig hoch belaſtete 
Immobiliarbeſiz, und zwar im Falle der Uebertragung im Erbwege doppelt, nämlich 
durch den VerlaſſenſchaftsSchulbeitrag und durch den fraglichen Gemeindezuſchlag 
getroffen würde. f 

Ferner werden Eure ... erſucht, den Landesausſchuß darauf aufwerkſam zu 
machen, daß in Hinkunft bei Bewilligung von Gemeindeabgaben, die ſich wie 3. B. 
diejenigen von Bier und gebrannten geiſt'gen Flüfſigkeiten nicht mit Beſtimmtheit 
als Verzehrungsſteuerzuſchlag im wahren Sinne des Wortes erkennen laſſen, die in 
dem hierortigen Erlaſſe vom 11. October 1872, Z. 13351, (reſp. 12. Juni 1872, 
8.7300) ) vorgezeichneten Beſtimmunge r genau zu beobachten find und es iſt zu⸗ 
gleich ausdrücklich hervorzuheben, daß weder eine erhöhte noch eine neu eingeführte 
ſoſche oder Verzehrungsſteuerumlage für einen vor der Kundmachung des dieefälligen 
Geſetzes liegenden Zeitraum nachträglich eingehoben werden darf 


*) Mitgetheilt in Nr. 47, S. 187 Zeitſchrift f. Verwaltung v. J. 1872. Mit 
13.351/1872 ging die Verordnung an die Landeschefs von Böhmen, Mähren, 
Niederöſterreich, Küſtenland, Tirol, Kärnten, Krain; mit 7300/1872 an die Landea⸗ 
chefs von Oberöſterreich, Steiermark, Schleſien und Salzburg. 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem Miniſterpräſidenten 

das Großkreuz des Leopold⸗Ordens tarfrei verliehen. 5 

Seine Majeſtät haben dem Miniſter für Cultus und Unterricht Dr. Karl 
v. Stremayr und dem Finanzminiſter Siſinio Frelh. v. Pretis den Orden der 
eiſernen Krone erſter Claſſe tarfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben Ahlerhöchſtihrem Erſten Oberſthofmeiſter General. 
major. Gonftantin Prinzen zu Hohenlohe ⸗ Schillingsfürſt das Großkreuz 
des St. Stephan Ordens tarfrei verliehen. 12 = 

Seine Majeſtät haben dem Oberſthofmeiſter Ihrer Majeftät der Kaiſerin 
Franz Freih. v. Nopesa das Großkreuz des Leopold⸗Ordens tarfret verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Statthalter in Steiermark Gnido Freiherrn 
Kübeck v. Kübau und dem Sectionschef im Miniſterium des Innern Dr. Auguſt 
Freih v Wehli die geheime Rathswürde, dem Miniſtertalrathe und Leiter der 
Präſtdialkanzlei des Miniſterrathes Anton Artus, dem Miniſterialrathe im Fi⸗ 
nanzminiſterium Friedrich Elsner, dem Miniſterialrathe im Miniſterium des 
Innern Adolf Löhr, dem Präſidenten⸗Stellvertreter der reichsräthlichen Staats⸗ 
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ſchulden⸗Centralcommiſſion Dr. Heinrich Perger Edl. v. Pergen au das Ritter⸗ 
kreuz des Leopold⸗Ordens, dem Bürgermeiſter in Laibach Carl Deſchmann, dem 
Statthaltereirathe in Lemberg Dr. Guſtav Hailig, dem Bürgermeister in Kla⸗ 
genfurt Gabriel Jeſſernigg, dem kaif. Rathe und den Bürgermeiſter⸗Stellver⸗ 
tretern in Wien Franz Khunn und Dr. Julius Newald, dem Regierungsrathe 
und Vorſtande der Bauablheilung der Generalinſpection der öſterr. Eiſenbahnen 
in Wien Mathias Piſchof, dem Regierungsrathe in Laibach Dr. Anton Schöppl, 
dem Statthaltereirathe in Wien Alexander Strangfeld den eiſernen Kronen-, 
orden dritter Claſſe, dem penſionirten Statthaltereirathe in Zara Johann Krekich 
dem Bürgermeiſter zu Vorder⸗Ovenetz in Böhmen Johann S chlöcht, 
dem Regierungsrathe iu Troppau Leopold Swoboda den Adelſtand, dem Bürger⸗ 
meiſter in Badgaſtein Dr. Karl Beringer, dem Bürgermeiſter in Cormons Johann 
Deperis, dem Bürgermeiſter zu Arco Prosp.r Marchetti, dem ſtädtiſchen Sani⸗ 
tätsrathe in Prag Dr. Alois Nowak, dem Vic bürgermeiſter in Krakau Felix 
Szlachtowski, dem Bürgermeiſter in Bozen Dr. Julius Würz er und dem 
Stadtarmenarzte in Wien Dr. Heinrich Zappert das Ritterkreuz des Franz⸗ 
Joſeph⸗Ordens; dem Bürgermeiſter in Hohenelbe Adalbert Eh in ger, dem 
Bürgermeiſter in Rottenmann Auguſt Hofer, dem Bürgermeiſter in Waidhofen 
a. d. bbs Franz Hofer und dem Bürgermeiſter in Gonobitz Joſeph Pann das 
goldene Verdienſtkreuz mit der Krone; dem Gemeindevorſteher Auguſt Alge zu 
Luſtenan in Vorarlberg, dem Gemeiudevorſteher zu Längenfeld in Tirel Johann 
Karlinger, dem Gemeindevorſteher zu Batzdorf in Schleſien Johann Kukutſch, 
dem Gemeindevorſteher Franz Prada zu Vigalzano in Tirol und dem penſionirten 
Domänen⸗Wundarzte zu Hartmanig in Böhmen Franz Weber das goldene Verdienſt⸗ 
kreuz, den Gemeindevorſtehern Joſeph Benes zu Tuchlowie, Johann Horak in 
Lhota-Libcan, Joſeph Rupprecht zu Niſerbahn in Böhmen, Johann Georg Ritter 
zu Langkampfen in Tirol das filberne Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Seine Mafeftät haben dem Sectionschef im Miniſterium des Aeußern Ge⸗ 
heimrath Leopold Freiherrn v. Hofmann den Orden der eiſernen Kroneerſter Claſſe; 
dem dortigen Sectionschef Bela Freiherrn v. Orezy das Commandeurkreuz des k. 
ungar. St. Stephan⸗Ordens und dem Hof⸗ und Miniſterialrathe in diefem Ml nie 
ſterium Anton Hammer Freiherrn v Nemesbäny das Commandeurkreuz des 
Leopold⸗Ordens, ollen Dreien taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät vaben Allerhöchſtihrem Cabinetsdirector und geheimen Rathe, 
Staatsrathe Adolf Ritter v. Braun taxfrei das Comm endeurk:euz des St. Stephan» 
Ordens, dem erſten Cabinetsſecretär Friedrich Freiherrn Gennotte v. Merken⸗ 
feld das Comthurkreuz des Franz⸗Joſeph- Ordens mit dem Sterne, den Cabinets⸗ 
ſecretären Auguſt Reugel rod und Anton Ritter Pachner v. Eggensdorf den 
Orden der eiſernen Krone dritter Glafje tarfrei, ferner dem Cabinetsregiſtrator 
Theodor Pittner das Ritterkreuz des Franz⸗Joſeph⸗Ordens verliehen. 10 

Seine Majeſtät haben dem Hofrathe und Kanzleidirector des k. k. Oberſt⸗ 
hofmarſchallomtes Dr. Auguſt Bathioli das Ritterkreuz des öſterr. kaiſerlichen 
Leopold⸗Ordens taxfrei verliehen. * 

Seine Majeſtät haben die im Ackerbauminiſterium erledigte ſyſtemiſirte 
Stelle eines Miniſterialſeeretärs Dem: Miniſterialſecretär extra statum Dr. Johann 
Schulz v. Strasznitzki verl:ehen und den Miniſterialconcipiſten Dr. Richard 
Capellmann zum Miniſter'alſecretär extra statum in d eſem Miniſterium ernannt. 

Seine Majeſtät haben den Forſtinſpector Chriſtian Lippert zum Oberforſt⸗ 
rathe im Ackerbauminiſterium ernannt. 

Seine Majeſtät haben zu Oberforſtmeiſtern und Vorſtänden der Forſt⸗ und 
Domänendirectionen und zwar den Forſtrath Hermann Hradeczky für Tirol und 
Vorarlberg; den Finanzrath Albert Thieriot für Krain, Küſtenland und Da⸗ 
matten; den Finanzſecretär Cafetan Schuhmann für Oeſterreich unter der Enns; 
den Forſtmeiſter Ehr:ſtian Pichler in Ebenſer für das Salzkammergut und Oeſter⸗ 
reich ob der Enns; den Forſtmeiſter Jovann Fuchs in Neuberg für Steiermark und 
Kärnten; den Forſtmeiſter Franz Rayl in Goiſern für Salzburg und den Forſt 
meiſter Andreas Stonawski in Dobromil für Galizien er annt. 

Seine Majeſtät haren dem Forſtrathe Hermann Hradeezky bei feiner Er⸗ 
nennung zum Oberforſtmeiſter taxfrei den Titel und Charakter e nes Hoftathes ver⸗ 
liehen. \ 

Seine Majeſtät haben dem Expeditsdirector im Miniſterium des Aeußern 
Julius Rupprecht das Ritterkreuz des Franz Joſeph. Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Einreichungs-Prokokollsdirtctor im Miniſterium 
des Aeußern Hofjeeretär Felir Mießl Edl. v. Trenenitadt den Titel eines Re⸗ 
gierungsrathes und dem dortamtlichen Officialen Adam Ritter v. Tuſtanowski 
den Tiel und Charakter eines Expeditsgejuncten, beiden kaxfrei verliehen. 

Der Finanzminiter hat die bei der Landeshauptcaſſe in Brünn erledigte 
Di ectorsſtelle dem Controlor d eſer Caſſe Franz Kölner verliehen. 
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Erledigungen. 


40 Poſtamts⸗Expedientenſtellen mit je 500 fl. und je 12 Ifl. Quartiergeld und 
einem Egnipirungepauſchale von je 50 fl., bis 7. Mai (Amtsbl. Nr. 84). f 

Coneipiſtenſtelle für den Conceptsdienſt, beim ſchleſiſchen Landesausſchuſſe 
in Troppau mit 800 fl. Gehalt, bis 10. Mat. (Amtsbl. Nr. 82.) 

100 Acceſſiſtenſtellen zweiter Clafje bei der Poſtdirection für Wien und 
Umgebung mit je 500 fl. Gehalt und je 120 fl. Quartiergeld gegen Caution, 
bis Mitte Mai. (Amtsbl Nr. 82.) 

Landesingenieurſtelle im Salzburg'ſchen mit dem Amtsſitze in St. Johann 
in Pongau mit 1000 fl. Gehalt u d 150 fl. Quartiergeld, bis 16. Mai. (Amts⸗ 
blatt Nr. 88.) 

Bezirkshauptmannsſtelle zweiter Claſſe in Steiermark mit 1600 fl. Gehalt, bis 
30. April. (Amtsbl. Nr. 89.) 

Caleulantenſtelle für den Rechnungsdienſt bei der k. k. Finanzbez irksdiree⸗ 


aan 1 a an der Mur mit dem Taggelde von 1 fl., bis 12. Mai. (Amtsbl. 
r. 91. \ 


Für den Druck verantwortlich C. Piftori, 


